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Von Jari Koschinski

Mit Schreiben vom 2. Juli 2026 – IV D 5 - S 0170/ 
00082/004/015 – hat die Finanzverwaltung mehrere 
Änderungen im Anwendungserlass zur Abgabenord-
nung (AEAO) vorgenommen. Viele Anpassungen stel-
len keine völlige Neuerung dar, sondern präzisieren die 
bisherige Verwaltungsauffassung. Für gemeinnützige 
Körperschaften können sie dennoch erhebliche prak-
tische Folgen haben. Die neuen Regelungen gelten ab 
sofort.

Höhere Anforderungen an die eigene Satzung
Nach AEAO zu § 51 konnten bislang Zweck, Aufgaben 
und Organisation von Untergliederungen auch aus der 
Satzung eines Dachverbandes hervorgehen. Diese Be-
stimmung ist nun gestrichen worden: Jede Körper-
schaft muss die steuerlichen Satzungsvoraussetzungen 
vollständig in ihrer eigenen Satzung erfüllen. Das betrifft 
insbesondere rechtlich selbständige Untergliederungen 
größerer Verbände, etwa Kreis- oder Regionalverbände 
von Wohlfahrtsorganisationen. Vereine sollten daher 
prüfen, ob ihre eigene Satzung alle erforderlichen ge-
meinnützigkeitsrechtlichen Regelungen enthält. Fehlen 
einzelne Vorgaben, empfiehlt sich eine zeitnahe Sat-
zungsänderung.

Altvermögen nach Eintritt in
die Gemeinnützigkeit geschützt
Klargestellt wird die Behandlung von Vermögen, das vor 
dem Eintritt in die Steuerbegünstigung angesammelt 
wurde: Wechselt eine existierende Körperschaft von der 
Steuerpflicht in die Gemeinnützigkeit, unterliegen diese 
bereits vorhandenen Mittel nicht der Pflicht zur zeitna-
hen Mittelverwendung. Davon können beispielsweise 
Servicegesellschaften profitieren, die aufgrund einer Ko-
operation nach § 57 Abs. 3 AO künftig steuerbegünstigt 
werden. Das zuvor gebildete Vermögen kann getrennt 
von den künftig zeitnah zu verwendenden Mitteln be-
handelt werden, die Abgrenzung erfolgt ähnlich einer 
Rücklage nach § 62 AO. Um die spätere Nachweisfüh-
rung zu erleichtern, sollte die Höhe dieses Altvermögens 
dokumentiert werden. Sinnvoll kann eine entsprechende 

Änderung des AEAO: Mehr Klarheit
für gemeinnützige Körperschaften

Mittelverwendungsrechnung pro forma sein, selbst wenn 
die Körperschaft in den ersten Jahren wegen geringer 
Einnahmen noch nicht der Pflicht zur zeitnahen Mittel-
verwendung unterliegt.

Verluste: Präzisierungen
und strengere Anforderungen
Die Finanzverwaltung hat ihre Aussagen zur Behandlung 
von Verlusten im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb und in der Vermögensverwaltung neu 
geordnet und zusammengefasst. Weiterhin gilt der 
Grundsatz, dass Mittel, die zeitnah für gemeinnützige 
Zwecke verwendet werden müssen, grundsätzlich nicht 
zur Finanzierung dieser Bereiche eingesetzt werden dür-
fen. Ausgenommen sind Mittel, die keiner zeitnahen Ver-
wendungspflicht unterliegen, etwa das oben genannte 
Altvermögen oder bestimmte Rücklagen. Zugleich stellt 
die Verwaltung klar, dass eine vorübergehende Nutzung 
zeitnah zu verwendender Mittel zulässig sein kann, wenn 
diese innerhalb der gesetzlichen Frist wieder für die ge-
meinnützigen Zwecke zur Verfügung stehen. Damit wird 
auch bestätigt, dass größere Bankguthaben verzinslich 
angelegt werden dürfen, sofern die spätere Verwendung 
für die satzungsmäßigen Zwecke gesichert bleibt.

Eine wichtige Neuerung betrifft die sogenannte Ex-ante-
Betrachtung. Danach kann ein Verlust ausnahmsweise 
unschädlich sein, wenn die zugrunde liegenden Entschei-
dungen auf einer angemessenen Informationsbasis be-
ruhten und zum Zeitpunkt der Entscheidung wirtschaft-
lich vertretbar waren. Damit ist klargestellt, dass Verluste, 
die durch unvorhersehbare Entwicklungen verursacht 
werden, die die ursprünglich plausiblen Planungen nach-
träglich scheitern lassen, nicht automatisch als steuer-
schädlich anzusehen sind. Allerdings bleibt das Verlust-
aufholungsgebot bestehen: Nach den neuen Regelungen 
müssen die zum Verlustausgleich eingesetzten Mittel re-
gelmäßig innerhalb von 24 Monaten in die ideelle Sphäre 
oder den Zweckbetrieb zurückgeführt werden; bislang er-
wartete die Finanzverwaltung die Rückführung innerhalb 
von 12 Monaten nach Verlusteintritt.

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2026-07-02-aenderung-aeao-51-52-usw.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2026-07-02-aenderung-aeao-51-52-usw.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Deutlich kritischer bewertet die Finanzverwaltung indes 
künftig dauerhaft verlustträchtige Betriebe. Langjährige 
Dauerverluste sollen nicht mehr als bloße Fehlkalkulation 
gelten. Solche Betriebe müssen langfristig wirtschaftlich 
stabilisiert oder aufgegeben werden.

Konkurrenzschutz bei Zweckbetrieben
enger gefasst
Auch die Ausführungen zu § 65 AO wurden überarbeitet. 
Betroffen sind allgemeine Zweckbetriebe, die nicht zu 
den ausdrücklich gesetzlich geregelten Zweckbetrieben 
der §§ 66 bis 68 AO gehören. Ein Zweckbetrieb darf nach 
wie vor nur in dem Umfang mit steuerpflichtigen Unter-
nehmen konkurrieren, wie dies zur Erfüllung der gemein-
nützigen Zwecke erforderlich ist. Die Finanzverwaltung 
beschreibt nun genauer, wie dieser Wettbewerbsgrund-
satz zu prüfen ist: Zunächst ist festzustellen, ob über-
haupt ein tatsächlicher oder potenzieller Wettbewerb 
besteht. Dabei können bereits mögliche Wettbewerber 
relevant sein. In die Beurteilung einzubeziehen sind ins-
besondere regionale Gegebenheiten, die Zielgruppe und 
die angebotenen Leistungen.

Andererseits soll der Wettbewerbsgedanke zurücktreten, 
wenn sich das Angebot an Personen richtet, die typische 
Marktangebote üblicherweise nicht nutzen. Als Beispiel 
kommen Sozialkaufhäuser in Betracht, soweit deren Be-
günstigung nicht bereits auf anderen Vorschriften beruht. 
Außerdem macht die Finanzverwaltung deutlich: Ist der 
gemeinnützige Zweck auch ohne eine steuerbegünstigte 
entgeltliche Tätigkeit erreichbar, gilt eine Wettbewerbs-
beeinträchtigung als vermeidbar. In diesem Fall scheidet 
die Anerkennung als Zweckbetrieb regelmäßig aus.

Fazit
Die Änderungen bringen in mehrerlei Hinsicht mehr 
Klarheit über die Erwartungen der Finanzverwal-
tung im gemeinnützigen Sektor. Besonders rele-
vant sind die präzisierte Verlustbehandlung sowie 
die strengere Auslegung des Konkurrenzschutzes 
bei Zweckbetrieben. Gemeinnützige Organisa-
tionen sollten prüfen, ob Satzungen, Mittelverwen-
dung und wirtschaftliche Aktivitäten weiterhin den 
aktuellen Verwaltungsgrundsätzen entsprechen, 
und Vorkehrungen treffen, um entsprechenden 
Auseinandersetzungen mit der Finanzverwaltung 
begegnen zu können.

Jari Koschinski, M.Sc. 
Steuerberater, Zertifizierte Strom- & 
Energiesteuerfachkraft (TANGENS©)

Köln
T +49 2203 8997-127  
j.koschinski@solidaris.de
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Von Jari Koschinski und Dr. Severin Strauch

Die gesonderte Feststellung des Vorliegens der sat-
zungsmäßigen Voraussetzungen für die Steuerbegüns-
tigung nach § 60a AO ist ein wesentlicher Schritt bei 
der Gründung einer neuen steuerbegünstigten Körper-
schaft oder der Erlangung der Steuerbegünstigung bei 
einer bereits bestehenden Körperschaft. Da über die 
tatsächliche Steuerbegünstigung erst später im Ver-
anlagungsverfahren entschieden wird, verschafft der 
sogenannte Feststellungsbescheid nach § 60a AO 
bereits frühzeitig ein hohes Maß an Rechtssicherheit, 
zum Beispiel bei der Einwerbung von Spenden oder bei 
kapitalertragsteuerlichen Begünstigungen. Zugleich 
entfaltet der Bescheid Bindungswirkung gegenüber der 
Finanzverwaltung. Stellt sich nachträglich heraus, dass 
er auf einem materiellen Fehler beruht, kann er wieder 
aufgehoben werden. Mit der Frage, wann ein solcher 
materieller Fehler vorliegt, hatte sich das Finanzgericht 
(FG) Köln in seinem Urteil vom 8. Dezember 2025 – 
10 K 760/22 – zu befassen.

Streitgegenstand war ein Feststellungsbescheid, der an 
ein Universitätsklinikum in der Form einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) adressiert worden war. Nach 
Auffassung der Finanzverwaltung hätte der Bescheid da-
gegen allein den Betrieb gewerblicher Art (BgA) „Unikli-
nik“ betreffen dürfen. Das FG Köln entschied zugunsten 
der Klägerin und nutzte die Gelegenheit, sich ausführlich 
zum Verhältnis von Gemeinnützigkeitsrecht, juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und ihren Betrieben 
gewerblicher Art zu äußern.

Braucht jeder BgA eine eigene Satzung?
Besondere praktische Bedeutung kommt den Ausführun-
gen des Gerichts zum Satzungserfordernis zu. Der BgA 
„Uniklinik“ der AöR hatte selbst keine eigene Satzung ver-
fasst, auf deren Grundlage das Vorliegen der satzungs-
mäßigen Voraussetzungen für die Steuerbegünstigung 
hätte festgestellt werden können. Das FG hält ein stren-
ges Satzungserfordernis auf Ebene des einzelnen BgA 
auch nicht für erforderlich, solange zumindest die Träger-
körperschaft eine Satzung besitzt, die die Erfordernisse 

erfüllt, und sich die Tätigkeiten des BgA auf ebensolche 
steuerbegünstigte Tätigkeiten beschränken. Die Kölner 
Richter zeigen sich damit offener als die Verwaltungs-
auffassung (AEAO zu § 59 AO Nr. 2), die eine Satzung 
von jedem einzelnen BgA verlangt, wenn er steuerlich be-
günstigt werden soll.

Die Argumentation des FG Köln ist nachvollziehbar: Ein 
BgA ist regelmäßig keine selbständig rechtsfähige Or-
ganisationseinheit, sondern lediglich eine steuerlich 
fingierte Abgrenzungseinheit zur Trennung hoheitlicher 
und wirtschaftlicher Tätigkeiten. Die Forderung nach 
einer eigenen Satzung für jede einzelne unselbständige 
Organisationseinheit wirkt vor diesem Hintergrund nicht 
zwingend. Auch gelten nach § 51 Abs. 1 Satz 3 AO funk-
tionale Untergliederungen von Körperschaften nicht als 
selbständige Steuersubjekte.

Konkretisierung des Begriffs des
materiellen Fehlers
Was ein materieller Fehler ist, ist ebenfalls für das FG ein-
deutig und weicht von der Auffassung der beklagten Fi-
nanzverwaltung ab, die in der Adressierung des Feststel-
lungsbescheides an die AöR einen solchen vermutete. 
Ein materieller Fehler im Sinne des § 60a Abs. 5 AO, der 
die Aufhebung des Feststellungsbescheides erlaubt, liegt 
vor, wenn im Zeitpunkt des Erlasses des Feststellungs-
bescheides die Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 
und 61 AO nicht erfüllt waren. Im Streitfall verneinte das 
Gericht einen solchen Fehler. Die Satzung des Univer-
sitätsklinikums erfüllt nach Auffassung des Senats die 
gesetzlichen Anforderungen. Insbesondere genügt die 
Beschreibung der gemeinnützigen Zweckverwirklichung 
den Anforderungen des § 60 AO. An die Beschreibung 
der Zweckverwirklichung sind insoweit auch keine aus-
nehmend hohen formalen Anforderungen zu stellen.

Nicht unstrittig ist indes, ob die AöR überhaupt eine Kör-
perschaft sein könne, was nach § 51 Abs. 1 Satz 2 AO 
Voraussetzung für die Steuerbegünstigung ist. Mangels 
dieser Eigenschaft gebe es sehr wohl einen materiellen 

Neues zur Gemeinnützigkeit juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts

https://nrwe.justiz.nrw.de/fgs/koeln/j2025/10_K_760_22_Urteil_20251208.html
https://nrwe.justiz.nrw.de/fgs/koeln/j2025/10_K_760_22_Urteil_20251208.html
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Fazit
Das Urteil des FG Köln geht weit über die ursprüng-
liche Streitfrage hinaus. Es stärkt die Position ge-
meinnützig verfasster juristischer Personen des öf-
fentlichen Rechts und stellt zugleich die bisherige 
Verwaltungspraxis zum Satzungserfordernis bei 
Betrieben gewerblicher Art infrage. Von Bedeutung 
sind die Überlegungen dabei nicht nur für Universi-
tätskliniken, sondern auch für öffentlich-rechtliche 
Stiftungen, Kammern, Zweckverbände und andere 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. Gleich-
wohl fragt man sich, ob folglich nicht auch die 
gesamte AöR zur körperschaftlichen Deklaration 
verpflichtet werden müsste, wenn sie auf Dauer als 
steuerbegünstigt anerkannt werden möchte – der 
§-60a-Bescheid entscheidet ausschließlich über 
die Satzungsmäßigkeit und nicht über die eigent-
liche Steuerbegünstigung. Mit der Zulassung zur 
Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der 
Rechtssache bietet sich unter Umständen dem 
BFH die Möglichkeit, die Diskussion weiterzufüh-
ren. Zum Redaktionsschluss war ein entsprechen-
des Verfahren indes noch nicht anhängig.

Fehler, der die Aufhebung des Feststellungsbescheids 
rechtfertige, so das beklagte Finanzamt.

Zur körperschaftlichen Natur der juristischen 
Person des öffentlichen Rechts
Diese Einwendung wehrt das FG ebenfalls eindeutig ab. 
Es betont, dass auch eine AöR schon aufgrund ihrer Na-
tur als Körperschaft durchaus Gegenstand des Körper-
schaftsteuergesetzes sein kann und nicht nur ihre BgA. 
Gerade wegen der rechtlichen Unselbständigkeit ihrer 
BgA (siehe oben) bedarf es einer körperschaftlichen Ei-
genschaft des Trägers, um überhaupt ein körperschaft-
steuerliches Subjekt vorliegen zu haben. Folglich könne 
die AöR auch eine Begünstigung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
KStG innehaben. Ob die AöR indes in der Lage ist, selbst 
nach § 44a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 EStG begünstigt zu sein, 
und folglich keinen Kapitalertragsteuerabzug auf die Ge-
winne ihrer BgA vornehmen lassen muss, ließ das Ver-
fahren einstweilen offen – Nr. 2 und Nr. 3 der Vorschrift 
erlauben dies bereits für bestimmte andere juristische 
Personen.

Jari Koschinski, M.Sc. 
Steuerberater, Zertifizierte Strom- & 
Energiesteuerfachkraft (TANGENS©)

Köln
T +49 2203 8997-127  
j.koschinski@solidaris.de

Dr. Severin Strauch 
Rechtsanwalt

Köln
T +49 2203 8997-414 
s.strauch@solidaris.de
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Von Jari Koschinski und Dirk Zimmermann

Angriff auf die „Sparkassenregelung“ –
Kein schätzweiser Vorsteuerabzug bei 
gemischt genutzten Eingangsleistungen?

Vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ist seit dem 20. Mai 
2026 ein Verfahren mit erheblicher Bedeutung für 
die umsatzsteuerliche Behandlung aus der Überlas-
sung von Dienstfahrzeugen an Mitarbeiter anhängig 
– V R 51/25. In der Vorinstanz hat das Sächsische Fi-
nanzgericht geurteilt, dass bei gemischten Umsätzen 
einer ambulanten Pflege-GmbH der abzugsfähige Teil 
der Vorsteuern nach dem Umsatzschlüssel gemäß § 15 
Abs. 4 Satz 3 UStG zu ermitteln ist. Die von der GmbH 
angewandte Vereinfachungsregelung, die weitläufig als 
Sparkassenregelung bezeichnet wird, sei nicht anwend-
bar (FG Sachsen vom 25. Februar 2025 – 2 K 159/24).

Wird einem Arbeitnehmer ein dem Unternehmen zuge-
ordnetes Fahrzeug auch zum privaten Gebrauch überlas-
sen, stellt dies regelmäßig eine umsatzsteuerpflichtige 
Leistung dar, die Parallelen zum lohnsteuerlichen Sach-
bezug aufweist. Das Unternehmen ist zur Entrichtung der 
entstehenden Umsatzsteuer verpflichtet. Wenn Umsatz-
steuer anfällt, ist auch ein etwaiger Vorsteuerabzug wün-
schenswert, und regelmäßig fallen viele umsatzsteuer-
behaftete Eingangsleistungen im Zusammenhang mit 
der Fahrzeugbereitstellung an (Leasingaufwendungen, 
Kraftstoffe bzw. Ladestrom, Reparaturen und Instand-
haltungen usw.). Wenn das Fahrzeug ausschließlich 
für steuerpflichtige Umsätze eingesetzt wird, führt die 
Ermittlung der abziehbaren Vorsteuer zu keinen Prob-
lemen. Steht der Einsatz der Fahrzeuge jedoch im Zu-
sammenhang mit nach § 4 Nrn. 7 ff. UStG steuerfreien 
Außenumsätzen, ist nur ein anteiliger Vorsteuerabzug 
dem Gesetz nach zulässig. Der abziehbare Anteil ist typi-
scherweise im Rahmen einer sachgerechten Schätzung 
zu ermitteln (§ 15 Abs. 4 Satz 2 UStG).

Der Ermittlungs- und Prüfungsaufwand hierfür belastet 
regelmäßig Steuerpflichtige wie Finanzbehörden be-
trächtlich. Die OFD Frankfurt hat bereits im Jahr 2002 
eine Verfügung erlassen, die sich zunächst an Sparkas-
sen und andere Banken gerichtet hat und als deutliche 

Verfahrenserleichterung einen pauschalen Vorsteuer-
abzug in Höhe von 80 % der aus dem Sachbezug ent-
stehenden Umsatzsteuer zulässt (sog. Sparkassenre-
gelung, OFD Frankfurt vom 7. August 2002). Typische 
Nutzer eines Dienstfahrzeugs im Bankenbereich sind die 
Vorstandsmitglieder, bei denen angenommen wird, dass 
sie die Fahrzeuge bei einer dienstlichen Nutzung für die 
Erzielung von banktypischen Umsätzen und daher nach 
§ 4 Nr. 8 UStG steuerfreien Umsätzen nutzen. Die Erleich-
terung aus dieser Sparkassenregelung ist nicht zuletzt 
dem Umstand geschuldet, dass auch im Bankenbereich 
für die Ermittlung der Lohnsteuer für die Gewährung des 
geldwerten Vorteils auf die pauschale Methode zurück-
gegriffen wird und Fahrtenbücher allenfalls die Ausnah-
me darstellen. Objektivierbare Aufzeichnungen über die 
Nutzungsumstände liegen daher regelmäßig nicht vor.

Für andere Unternehmer, die fast ausschließlich steuer-
befreite Umsätze erbringen und hierfür auch dem Unter-
nehmen zugeordnete Fahrzeuge nutzen, stellt sich das 
Problem identisch dar.

Im zu beurteilenden Fall klagte ein ambulanter Pflege-
dienst gegen die Finanzverwaltung. Die Mitarbeiter des 
Pflegedienstes nutzen die ihnen zu privaten Zwecken 
überlassenen Fahrzeuge auch für Fahrten zu den Pflege-
personen und erbringen dort ihre überwiegend steuerbe-
freiten Pflegeleistungen. Zu einem geringen Teil (1 bis 3 % 
der Gesamtumsätze) werden jedoch auch steuerpflichti-
ge Leistungen (z. B. Fußpflege) erbracht. Die Betriebsprü-
fung vertritt die Auffassung, der Pflegedienst dürfe die 
Vereinfachungsregelung nicht anwenden, weil sein Fall 
nicht mit jenem der OFD-Verfügung vergleichbar sei, und 
begründet dies mit den gemischt steuerfreien und steu-
erpflichtigen Umsätzen der Klägerin. In Ermangelung 
eines anderen sachgerechten Aufteilungsmaßstabes sei 
die Vorsteuer nach dem Verhältnis der steuerpflichtigen 
zu den Gesamtumsätzen in einen abziehbaren und einen 
nicht abziehbaren Anteil aufzuteilen. Im Ergebnis habe 
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Praxis-Hinweis
Das erstinstanzliche Urteil ist grundsätzlich nur 
auf den verfahrensgegenständlichen Einzelfall an-
zuwenden und bindet darüber hinaus weder die 
Steuerpflichtigen noch die Finanzbehörden. Al-
lerdings befeuert es die Debatte um den sachge-
rechten Vorsteuerabzug ebenso wie jene um den 
angemessenen Ermittlungsaufwand, welcher den 
Steuerpflichtigen und den Finanzbehörden auf-
zuerlegen ist. Dem allseits politisch kolportierten 
Bürokratieabbau hilft das Urteil keinesfalls. Das 
FG Sachsen hat keine Revision zugelassen, insbe-
sondere hat es verkannt, dass hier eine grundsätz-
liche Bedeutung der Rechtssache oder das Erfor-
dernis der Rechtsfortbildung vorliegen könnte. Die 
hiergegen gerichtete Nichtzulassungsbeschwer-
de hatte Erfolg, so dass als nächstes der BFH zu 
der Frage zu entscheiden hat, ob die Sparkassen-
regelung einen sachgerechten Maßstab zur Er-
mittlung des Vorsteuerabzugs darstellt. 

die Klägerin nur aus einem vernachlässigbar kleinen Teil 
der Aufwendungen Vorsteuer ziehen dürfen.

Das FG Sachsen gab der Finanzverwaltung Recht und 
verneinte darüber hinaus insgesamt die Schätzung der 
Vorsteuer auf Basis des Sachbezugswertes, da dieser 
ebenfalls bereits eine Schätzung darstelle und damit ge-
rade nicht den tatsächlichen Verhältnissen am nächsten 
kommen könne.

Vom Ergebnis her überzeugt das Urteil nicht. Wenn ge-
mischte Ausgangsumsätze die Anwendbarkeit der Spar-
kassenregelung verhindern, ist erheblich zu bezweifeln, 
dass diese überhaupt, außer in seltenen Einzelfällen, 
eine Berechtigung haben kann. Auch Banken erzielen 
nicht ausschließlich umsatzsteuerbefreite Umsätze. 
Das ist auch der Finanzverwaltung bekannt, die in den 
BMF-Schreiben vom 12. April 2005 und vom 9. Dezember 
2024 umfänglich zu den Grundsätzen der Vorsteuerauf-
teilung bei Kreditinstituten Stellung bezogen hat. Die not-
wendige Annahme, dass die im Bankenbereich genutz-
ten Fahrzeuge neben der Nutzung zu privaten Zwecken 
der Mitarbeiter nur der Erzielung steuerfreier Umsätze 
dienen, erscheint dann überaus spekulativ.

Zugleich führt die verwaltungsseitige Begünstigung der 
privaten Fahrzeugüberlassung eines ansonsten gar keine 
steuerpflichtigen Ausgangsumsätze erzielenden Unter-
nehmens gegenüber einem nur geringe steuerpflichtige 
Umsätze erbringenden Unternehmen zu einer ungerecht-
fertigten Besserstellung. Regelmäßig wird der pauschale 
Abzug von 80 % der Umsatzsteuer aus der Überlassung 
der Fahrzeuge zu privaten Zwecken der Mitarbeiter als 
Vorsteuer zu einem für den Steuerpflichtigen deutlich 
günstigeren Ergebnis führen. Der Abzug der in den tat-
sächlichen Aufwendungen der Fahrzeugnutzung enthal-
tenen Umsatzsteuer im Verhältnis der steuerpflichtigen 
zu den Gesamtumsätzen des Unternehmens wird deut-
lich geringer ausfallen.

Jari Koschinski, M.Sc. 
Steuerberater, Zertifizierte Strom- & 
Energiesteuerfachkraft (TANGENS©)

Köln
T +49 2203 8997-127  
j.koschinski@solidaris.de

Dirk Zimmermann 
Steuerberater

Köln
T +49 2203 8997-2146 
d.zimmermann@solidaris.de
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Der Betreiber kann Wohn- und Betreuungsverträge 
nach Maßgabe des § 12 WBVG kündigen. Für die be-
treiberseitige Kündigungen muss ein wichtiger Grund 
vorliegen. Ein wichtiger Grund kann sein, dass der Be-
wohner seine vertraglichen Pflichten schuldhaft so 
gröblich verletzt, dass dem Betreiber die Fortsetzung 
des Vertrags nicht mehr zugemutet werden kann. Die 
Hürden für solche Kündigungen sind vergleichsweise 
hoch – es muss schon Gravierendes vorfallen, um die 
doppelte Zumutbarkeitsschwelle (gröbliche Verletzung 
und Unzumutbarkeit für den Betreiber) zu überschrei-
ten. Aber in besonders drastischen Fällen geht es sogar 
im einstweiligen Rechtsschutz (Landgericht Hamburg, 
Urteil vom 10. Februar 2025 – 311 O 35/25).

Eine Pflegeeinrichtung hatte sich konzeptionell auf so-
genannte „nasse Alkoholiker“ spezialisiert, also auf al-
koholkranke Menschen, die nicht die Absicht haben, 
Suchtmittelfreiheit zu erreichen. In den vorvertraglichen 
Informationen zum Wohn- und Betreuungsvertrag wurde 
der betroffene Bewohner, der unter rechtlicher Betreuung 
steht, informiert, dass eine Kündigung des Vertrages in 
schwerwiegenden Fällen auch fristlos erfolgen könne, 
wenn er sich gegenüber Mitbewohnern oder dem Perso-
nal gewalttätig verhalte. Der Bewohner trat sofort nach 
seinem Einzug gegenüber dem Personal mit anzüglichen 
Beschimpfungen und Beleidigungen in Erscheinung, viel-
fach bedrohte er Mitarbeiter der Einrichtung. So drohte 
er etwa damit, Angehörige des Personals zu erschießen. 
Beim Abendbrot warf der Bewohner mit Lebensmitteln, 
er betätigte ohne Anlass den Personalruf und den Notruf. 
Gegenüber der herbeigerufenen Polizei äußerte er, dass 
er ein Messer einsetzen wolle. Der Betreiber mahnte das 
Verhalten ab. Es folgte die Drohung gegenüber zwei Mit-
arbeiterinnen des Betreibers, sie mit der Armbrust zu 
erschießen. Ein paar Tage später fuchtelte er mit einem 
Messer herum, warf damit und drohte, die Mitarbeiter 
des Betreibers abzustechen zu wollen. Darauf erfolgte 
eine weitere Abmahnung. Nach einer vorübergehend 
ruhigeren Phase nahmen die Gewalttätigkeiten und Dro-
hungen wieder zu. Der Betreiber kündigte schließlich am 

Kündigung des Wohn- und Betreuungs-
vertrages im einstweiligen Rechtsschutz

18. Dezember 2024 das Vertragsverhältnis fristlos aus 
wichtigem Grund, gestützt auf die bis dahin geschehe-
nen Vorfälle. Es folgten seitens des Bewohners weitere 
Gewalttätigkeiten, sexuelle Übergriffe, Drohungen und 
unsachgemäßer Umgang mit brennenden Zigaretten. 
Am 21. Januar 2025 kündigte der Betreiber erneut, ge-
stützt auf die zahlreichen Vorfälle seit der ersten Kündi-
gung. Am 22. Januar 2025 erhob er Räumungsklage in 
der Hauptsache. Am 28. Januar 2025 kam es zu einem 
Vorfall mit einem Messer sowie zu rassistischen Beleidi-
gungen. Nun beantragte der Betreiber die Räumung im 
Wege der einstweiligen Verfügung zum Schutz von Leib 
und Leben der übrigen Bewohner sowie des Personals.

Die Kündigungen sind unproblematisch wirksam. Zwar 
stellt das WBVG hohe Anforderungen an das Kündi-
gungsrecht des Betreibers. Aber es ist seit langem an-
erkannt, dass bei einem schwierigen, herausfordernden 
oder gar gewalttätigen Verhalten eines Bewohners die 
Kündigung ausgesprochen werden kann. Die Vertrags-
verletzung muss nach dem Wortlaut des Gesetzes gröb-
lich sein (hier gibt es einen Bewertungsspielraum für das 
Gericht) und die Fortsetzung des Vertrages muss für den 
Betreiber unzumutbar sein (hier gibt es einen weiteren 
Bewertungsspielraum). Im vorliegenden Fall lagen gleich 
mehrere Gründe vor, die jeder für sich für eine Kündigung 
gereicht hätten, erst recht in der Ballung. Das WBVG sieht 
als weitere Voraussetzung die Schuldhaftigkeit vor. Bei 
einem Bewohner, der unter rechtlicher Betreuung steht, 
ist zu prüfen, ob er in Bezug auf den ihm vorgeworfenen 
Pflichtverstöße einsichtsfähig ist. Dies konnte im Fall des 
Landgerichts Hamburg in einer umfangreichen Beweis-
aufnahme festgestellt werden.

Eigentlich bemerkenswert ist die Entscheidung zum 
einstweiligen Rechtsschutz: Das Landgericht hat die Räu-
mung im Eilverfahren angeordnet. Dies ist bemerkens-
wert, weil der Antragsteller für den einstweiligen Rechts-
schutz in Räumungssachen hohe Hürden überwinden 
muss. Nach § 940a Abs. 1 ZPO darf die Räumung von 
Wohnraum im Wege der einstweiligen Verfügung nur bei 

Von Prof. Frank Dickmann

https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/NJRE001626230
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Fazit
Die Kündigung eines Wohn- und Betreuungsver-
trags seitens des Betreibers bedarf immer eines 
wichtigen Grundes; die Kündigungsformalien 
nach WBVG sind zu beachten. Zieht der Bewohner 
darauf nicht aus, kann die Räumungsklage erho-
ben werden. In Extremfällen kann der Räumungs-
anspruch im einstweiligen Rechtsschutz durchge-
setzt werden, etwa bei einer konkreten Gefahr für 
Leib oder Leben.

verbotener Eigenmacht oder bei einer konkreten Gefahr 
für Leib oder Leben angeordnet werden. Das Landgericht 
Hamburg hat dankenswerterweise klar festgehalten, 
dass der Begriff der Wohnung in diesem Kontext weit 
zu fassen ist und auch das Zimmer umfasst, das dem 
Bewohner in einer Pflegeeinrichtung überlassen wird. 
Durch die Einschränkung auf die Verfügungsgründe der 
verbotenen Eigenmacht sowie der konkreten Gefahr für 
Leib oder Leben hat der Gesetzgeber der existenziellen 
Bedeutung des Wohnraums für dessen Benutzer Rech-
nung getragen.

Der Betreiber muss unter anderem einen so genannten 
Verfügungsanspruch haben. Dies ist jeder Anspruch, der 
vor konkret zu befürchtenden Beeinträchtigungen der kör-
perlichen Unversehrtheit oder vor Lebensgefahr schüt-
zen soll. Dabei kommen nur Ansprüche wegen solcher 
Gefährdungen in Betracht, denen gerade durch die Räu-
mung begegnet werden kann. Für den Vermieter (bzw. 
hier den Betreiber einer Pflegeeinrichtung) ist ein Verfü-
gungsanspruch insbesondere der Räumungsanspruch 
nach Kündigung aus wichtigem Grund. Dabei ist gleich-
gültig, ob sich die Gefahr innerhalb der zu räumenden 
Wohnung zu verwirklichen droht oder außerhalb, etwa in 
Gemeinschaftsräumen. Der Verfügungsschuldner muss 
nur Bewohner der Wohnräume und Verursacher der Ge-
fahr sein, der Verfügungsgläubiger muss durch die fort-
dauernde Wohnnutzung gefährdet sein. Der Vermieter 
kann die Räumungsverfügung nicht nur zur Abwehr einer 
eigenen Gefährdung, sondern auch zur Abwehr von Ge-
fahren für die Hausbewohner oder sonstige Beauftragte, 
wie hier die Mitarbeiter der Einrichtung, beantragen.

Im vorliegenden Fall konnte den vom Bewohner aus-
gehenden Gefahren nur durch die Räumung begegnet 
werden, die beantragte einstweilige Verfügung stellt sich 
somit als zulässiges Mittel dar.

Prof. Frank Dickmann  
Rechtsanwalt

Köln
T +49 2203 8997-385  
f.dickmann@solidaris.de
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Ein nicht orientierter Bewohner verließ eine Berliner 
Pflegeeinrichtung. Die Bundespolizei brachte ihn zu-
rück und berechnete der Einrichtung die Kosten des 
Einsatzes – zu Unrecht, entschied das Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg und wies den Antrag 
der Bundespolizei auf Berufungszulassung zurück 
(OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 15. April 
2026 – OVG N 132/25).

Die Klägerin betrieb eine Pflegeeinrichtung, die nicht für 
Menschen mit Unterbringungsbeschluss konzipiert war 
und keine „geschlossene Abteilung“ umfasste. Einer ih-
rer Bewohner war zum Zeitpunkt des Einzugs immobil 
gewesen, hatte seine Mobilität im Laufe der Zeit aber 
zurückerlangt. Er zeigte häufiger Weglauftendenzen. 
In einem Fall griff die Bundespolizei diesen Bewohner, 
nachdem er die Einrichtung ohne Begleitung verlassen 
hatte, in hilfloser Lage auf und brachte ihn in die Einrich-
tung zurück. Die Bundespolizei erließ für diesen Einsatz 
gegen die Pflegeeinrichtung einen Kostenbescheid i. H. v. 
333,45 Euro. Zur Begründung führte sie aus, der Vertrag 
mit dem Bewohner sei als „Wohn- und Betreuungsver-
trag“ betitelt, und aus dem Wort „Betreuung“ ergebe sich 
eine umfassende Aufsichtspflicht der Klägerin. Während 
das behördeninterne Widerspruchsverfahren noch er-
folglos blieb, kassierte das Verwaltungsgericht Berlin in 
erster Instanz den Bescheid. Die Berufung wurde nicht 
zugelassen. Die Bundespolizei blieb schließlich auch mit 
ihrem Versuch, das Berufungsverfahren doch noch zu er-
öffnen, erfolglos.

Die Bundespolizei kann nur dann für Einsätze Gebühren 
verlangen, wenn eine polizeiliche Leistung individuell zu-
rechenbar ist. Eine polizeiliche Leistung kann individuell 
zurechenbar sein, wenn ein Anknüpfungspunkt im Pflich-
tenkreis des von der Leistung Betroffenen begründet ist. 

Damit kommt als Gebührenschuldner auch derjenige in 
Betracht, in dessen Pflichtenkreis die Amtshandlung er-
folgt. Aber dafür reicht es nicht aus, dass der Dritte in 
irgendeiner Form für die Aufsicht über die hilflose Person 
verantwortlich ist, sondern es muss ihm eine öffentlich-
rechtliche (also gegenüber der Allgemeinheit bestehen-
de) Aufsichtspflicht zukommen, und daran fehlt es im 
vorliegenden Fall. Zur Begründung einer öffentlich-recht-
lichen Aufsichtspflicht bedarf es einer öffentlich-rechtli-
chen Norm. Es genügt nicht, dass ein Einrichtungsträger 
zivilrechtlich unter dem Gesichtspunkt der Verletzung 
einer Verkehrssicherungspflicht auf Ersatz der Schä-
den in Anspruch genommen werden, die ein Bewohner 
Dritten zufüge. Schon gar nicht lässt sich das aus der 
vom Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) vor-
gezeichneten Vertragsbenennung („Wohn- und Betreu-
ungsvertrag“) ableiten. 

Eine öffentlich-rechtliche Aufsichtspflicht lässt sich auch 
nicht aus dem besonderen Ordnungsrecht, hier § 17 
Abs. 2 des Berliner Wohnteilhabegesetzes (WTG) ablei-
ten. Auch Gesichtspunkte der Verletzung einer Aufsichts-
pflicht als heimvertraglicher Nebenpflicht greifen nicht, 
da etwaige Pflichtverletzungen lediglich privatrechtli-
chen Charakter haben. Und schließlich kommt auch das 
Institut des so genannten Zweckveranlassers nicht zum 
Tragen. Zweckveranlasser („Störer“) kann sein, wer durch 
sein Verhalten einen Dritten zur Gefahrenverursachung 
in zurechenbarer Weise „veranlasst“, ohne selbst die Ge-
fahrenschwelle zu überschreiten. Die Zurechnung beruht 
dabei auf einer wertenden Betrachtung von Wirkung und 
Verantwortungszusammenhang, nicht notwendig auf 
einem Willen, eine konkrete Maßnahme der Behörde aus-
zulösen. Ein solcher Zusammenhang kann im Falle einer 
Pflegeeinrichtung und einem Bewohner mit Weglauften-
denz nicht hergestellt werden.

Pflegeeinrichtung: Wer trägt
die Kosten eines Polizeieinsatzes?

Von Prof. Frank Dickmann

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001640225
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/NJRE001640225
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Praxis-Hinweis
Aus einem regulären Wohn- und Betreuungsver-
trag lässt sich nicht ohne weiteres die Verant-
wortlichkeit des Einrichtungsbetreibers für einen 
polizeilichen Einsatz ableiten. Auch aus ordnungs-
rechtlich (hier durch das Berliner WTG) vorgege-
benen Schutzpflichten lässt sich dies nicht ab-
leiten. Das Zurückbringen eines Bewohners mit 
Weglauftendenz ist ein von der Allgemeinheit zu 
tragendes Risiko, dessen Kosten nicht über Poli-
zeigebühren der Einrichtung oder dem Bewohner 
selbst aufgebürdet werden dürfen.

Prof. Frank Dickmann  
Rechtsanwalt

Köln
T +49 2203 8997-385  
f.dickmann@solidaris.de

Von Bettina Weber und Agnieszka Kreutzberg

Bevollmächtigung der Rezeptprüfstelle
wirksam – LSG NRW stärkt Prüfverfahren
zum Sprechstundenbedarf

Das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen hat 
in seinem Urteil vom 22. Oktober 2025 – L 11 KA 2/25 
– die Rechtmäßigkeit der Bevollmächtigung einer priva-
ten Rezeptprüfstelle zur Durchführung von Wirtschaft-
lichkeitsprüfungen im Bereich des Sprechstundenbe-
darfs bestätigt. Für Medizinische Versorgungszentren 
(MVZ), Berufsausübungsgemeinschaften (BAG) und 
Arztpraxen ist dabei weniger der eigentliche Regress 
in Höhe von 52,11 Euro von Bedeutung als vielmehr die 
grundsätzliche Klarstellung zur Vertretungsbefugnis 
der Rezeptprüfstelle.

Die klagende BAG wandte sich gegen einen Regress we-
gen der Verordnung von BetaGalen Creme als Sprech-
stundenbedarf. Sie machte unter anderem geltend, die 
Rezeptprüfstelle habe weder den Prüfantrag stellen noch 
den Widerspruch wirksam einlegen dürfen. Daher sei das 
gesamte Prüfverfahren formell rechtswidrig.

Das LSG stellte zunächst klarstellend fest, dass die Re-
zeptprüfstelle den Prüfantrag nicht im eigenen Namen, 
sondern ausdrücklich „im Namen und Auftrag“ der Kran-
kenkassen und der Landesverbände der Krankenkassen 
in Nordrhein gestellt hatte. Damit lag ein Handeln als 
Vertreterin der Kostenträger vor und nicht „im eigenen 
Namen“, so dass nicht von einem eigenen Antrag der Re-
zeptprüfungsstelle auszugehen sei.

Entscheidend für die Rechtmäßigkeit des Handelns der 
Rezeptprüfstelle war somit die Frage, ob die von den 
Krankenkassen und den Landesverbänden der Kranken-
kassen in Nordrhein erteilte Vollmacht wirksam ist. Die 
Rechtmäßigkeit der Bevollmächtigung hat das LSG im 
Ergebnis bejaht. Besonders bedeutsam sind die Aus-
führungen des Gerichts zur grundsätzlichen Zulässigkeit 
einer solchen Bevollmächtigung:

https://nrwe.justiz.nrw.de/sgs/lsg_nrw/j2025/L_11_KA_2_25_Urteil_20251022.html
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Praxis-Hinweis
Das LSG bestätigt ausdrücklich, dass die Kran-
kenkassen und die Landesverbände der Kranken-
kassen externe Dienstleister für die Durchführung 
von Sprechstundenbedarfsprüfungen einsetzen 
dürfen. Formale Einwände gegen die Vertretungs-
befugnis werden künftig nur noch in Ausnahme-
fällen Erfolg haben. Für MVZ und Praxen wird 
damit noch wichtiger, sich frühzeitig auf die mate-
riell-rechtliche Verteidigung gegen Regressforde-
rungen zu konzentrieren. Gerne unterstützen wir 
Sie bei drohenden Regressfällen bereits im frühen 
Anhörungsverfahren.

››	 Die Prüfvereinbarung (PrüfV) enthalte kein Verbot, ex-
terne Stellen zu bevollmächtigen. 

››	 Das allgemeine Rechtsinstitut der Stellvertretung (§ 13 
SGB X) sei im Sozialverwaltungsverfahren grundsätz-
lich anerkannt. 

››	 Aus der Formulierung „beauftragte Stelle“ in § 2 PrüfV 
könne kein Rückschluss darauf gezogen werden, dass 
damit nur interne Abteilungen gemeint seien. Vielmehr 
müsse der Begriff „beauftragte Stelle“ so verstanden 
werden, dass damit gerade externe Beauftragungen 
gemeint seien. 

››	 Die Stellung eines Prüfantrags stelle noch keine Aus-
übung hoheitlicher Gewalt dar. Hoheitlich tätig werde 
erst die Prüfungsstelle, die darüber entscheidet, ob ein 
Regress festzusetzen ist.

Das Gericht verwarf zudem die Argumentation, die Be-
auftragung verstoße gegen das Rechtsdienstleistungs-
gesetz oder gegen § 197b SGB V. Selbst etwaige Zweifel 
am zugrunde liegenden Vertragsverhältnis würden je-
denfalls im Außenverhältnis die Wirksamkeit der erteilten 
Vollmacht nicht berühren. 

Interessant ist, dass das LSG trotz unstreitigen Fehlens 
einer schriftlichen Vollmacht den Widerspruch als wirk-
sam eingelegt anerkannte. Das Gericht leitet dies über 
das Rechtsinstitut der Anscheinsvollmacht her. Die Re-
zeptprüfstelle hatte seit Jahren in zahlreichen Verfahren 
Widersprüche im Namen der Krankenkassen und der 
Landesverbände der Krankenkassen in Nordrhein einge-
legt, ohne dass diese dem entgegengetreten wären. Die 
Prüfstelle durfte deshalb von einer bestehenden Vertre-
tungsmacht ausgehen.

Bettina Weber 
Rechtsanwältin,
Fachanwältin für Medizinrecht

Köln
T +49 2203 8997-550 
b.weber@solidaris.de

Agnieszka Kreutzberg, LL.M.  
Rechtsanwältin
Fachanwältin für Medizinrecht

Köln
T +49 2203 8997-422 
a.kreutzberg@solidaris.de
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werden. Da die Sitzung ausschließlich arbeitsrechtliche 
Maßnahmen gegenüber der Klägerin zum Gegenstand 
hatte, sei das Protokoll Teil ihrer Personalakte.

Die Kirchengemeinde erhob Verfassungsbeschwerde 
und berief sich auf das durch Art. 140 GG in Verbindung 
mit Art. 137 Abs. 3 WRV geschützte kirchliche Selbst-
bestimmungsrecht. Die strengen kirchenrechtlichen 
Vorschriften über die Vertraulichkeit nichtöffentlicher 
Kirchengemeinderatssitzungen seien Ausdruck dieses 
Selbstbestimmungsrechts. Würde Betroffenen Einsicht 
in entsprechende Protokolle gewährt, könnten sich Mit-
glieder des Kirchengemeinderats künftig nicht mehr frei 
und offen äußern. Dadurch werde die Funktionsfähigkeit 
kirchlicher Gremien beeinträchtigt.

Das Bundesverfassungsgericht nahm die Verfassungs-
beschwerde nicht zur Entscheidung an. Das BAG habe 
bei seiner Entscheidung weder das zugrundeliegende 
kirchliche Recht willkürlich ausgelegt noch die Bedeutung 
und Tragweite von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG in Verbindung 
mit Art. 140 GG und Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV nicht hin-
reichend gewürdigt. Das BAG habe vertretbar angenom-
men, dass die Vorschriften über die Nichtöffentlichkeit 
von Sitzungen in erster Linie dem Schutz derjenigen Per-
son dienen, deren persönliche Angelegenheiten beraten 
werden, nicht jedoch dazu, Informationen gerade vor die-
ser Person geheim zu halten. Zudem habe das BAG da-
rauf hingewiesen, dass Sitzungsprotokolle ohnehin nur 
die zum Verständnis eines Beschlusses erforderlichen 
Inhalte aufnehmen müssten und daher der interne Mei-
nungsbildungsprozess ausreichend geschützt bleibe.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be-
schluss vom 20. März 2026 – 2 BvR 211/25 – über die 
Verfassungsbeschwerde einer evangelischen Kirchen-
gemeinde entschieden. Anlass war ein arbeitsrechtli-
cher Streit mit einer ehemaligen Kirchenmusikerin, die 
Einsicht in das Protokoll einer nichtöffentlichen Sitzung 
des Kirchengemeinderats aus dem Jahr 2006 verlangte. 
Die Kammer nahm die Verfassungsbeschwerde nicht 
zur Entscheidung an und bestätigte damit im Ergebnis 
die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG).

Während des Arbeitsverhältnisses der Klägerin als Or-
ganistin und Chorleiterin bei der Kirchengemeinde kam 
es zu Konflikten zwischen den Parteien. In einer nicht-
öffentlichen Sitzung des Kirchengemeinderats, an der 
die Klägerin nicht teilnahm, wurde über die weitere Zu-
sammenarbeit mit der Klägerin beraten. Die Klägerin ver-
langte Auskunft über den Inhalt des Sitzungsprotokolls. 
Während Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht ihre 
Klage noch abwiesen, gab das BAG der Klägerin schließ-
lich Recht und verpflichtete die Kirchengemeinde zur He-
rausgabe einer Kopie des Protokolls.

Nach Auffassung des BAG gehöre nach § 3 Abs. 5 der 
Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO), § 241 Abs. 2 BGB 
sowie dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht das Sit-
zungsprotokoll zur sogenannten materiellen Personalak-
te der Klägerin. Zur Personalakte gehörten alle Dokumen-
te, die persönliche oder dienstliche Verhältnisse eines 
Beschäftigten betreffen und in einem inneren Zusam-
menhang mit dem Arbeitsverhältnis stehen – und zwar 
unabhängig davon, wo diese Dokumente aufbewahrt 

Von Dr. Dirk Neef

Protokoll einer Kirchengemeinderatssitzung 
kann zur Personalakte gehören

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/03/rk20260320_2bvr021125.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/03/rk20260320_2bvr021125.html
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Praxis-Hinweis
Die Entscheidung verdeutlicht, dass das kirchliche 
Selbstbestimmungsrecht zwar einen starken ver-
fassungsrechtlichen Schutz genießt, kirchliche 
Arbeitgeber jedoch nicht generell von den Grund-
sätzen des staatlichen Arbeitsrechts und den 
Transparenzanforderungen im Personalakten-
recht freigestellt sind. Beschäftigte können grund-
sätzlich Einsicht in alle Unterlagen verlangen, die 
ihre dienstlichen und persönlichen Verhältnisse 
betreffen, selbst wenn diese im Rahmen nichtöf-
fentlicher kirchlicher Gremiensitzungen entstan-
den sind.

Dr. Dirk Neef 
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Arbeitsrecht

Köln
T +49 2203 8997-411 
d.neef@solidaris.de

Kündigung trotz Urlaub? Bundesarbeits-
gericht setzt Arbeitgebern enge Fristen

Mit Urteil vom 4. Dezember 2025 – 2 AZR 55/25 – ent-
schied das Bundesarbeitsgericht (BAG) eine praxisre-
levante Frage: Darf ein Arbeitgeber mit der Anhörung 
eines Arbeitnehmers zu schwerwiegenden Vorwürfen 
(z. B. sexueller Belästigung) bis nach dessen Urlaubs-
rückkehr warten, oder läuft in dieser Zeit bereits die 
Zweiwochenfrist für eine außerordentliche Kündigung 
nach § 626 Abs. 2 BGB?

Der Fall
Ein Arbeitnehmer wurde von einem Kollegen der sexuel-
len Belästigung beschuldigt. Der Arbeitgeber erfuhr hier-
von am 27. April 2023. Zu diesem Zeitpunkt befand sich 
der betroffene Mitarbeiter zunächst in einer Ruhezeit und 
anschließend bis zum 21. Mai 2023 im Erholungsurlaub. 
Der Arbeitgeber wartete mit der Kontaktaufnahme bis 
zur Rückkehr des Mitarbeiters. Erst am 22. Mai 2023 – 
unmittelbar nach Urlaubsrückkehr – wurde der Arbeit-
nehmer mit den Vorwürfen konfrontiert und zu diesen 

angehört. Nach Abschluss der Ermittlungen sprach der 
Arbeitgeber am 6. Juni 2023 eine außerordentliche Kün-
digung aus. Der Arbeitnehmer erhob Kündigungsschutz-
klage – mit Erfolg.

Die Entscheidung
Das BAG erklärte die Kündigung für unwirksam. Der 
Arbeitgeber habe die in § 626 Abs. 2 BGB vorgesehene 
(zwingende) Zweiwochenfrist für den Ausspruch einer 
außerordentlichen Kündigung versäumt. Zwar dürfe ein 
Arbeitgeber bei Verdachts- oder Aufklärungsfällen zu-
nächst Ermittlungen durchführen und den betroffenen 
Arbeitnehmer anhören. Diese Maßnahmen müssten je-
doch mit der gebotenen Eile erfolgen. Nach ständiger 
Rechtsprechung des BAG darf die Einleitung einer An-
hörung grundsätzlich nicht länger als etwa eine Woche 
hinausgeschoben werden, sofern keine besonderen Um-
stände vorliegen. Genau solche besonderen Umstände 
sah das BAG hier jedoch nicht. Der Arbeitgeber hatte 

Von André Spak und Christian Klein

https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/2-azr-55-25/
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Praxis-Hinweis
Arbeitgeber sollten bei Verdachtsfällen oder 
schwerwiegenden Pflichtverletzungen unverzüg-
lich tätig werden – auch wenn sich der betroffene 
Mitarbeiter im Urlaub befindet. Der Urlaub allein 
rechtfertigt kein wochenlanges Abwarten. Zumin-
dest ein zeitnaher und dokumentierter Kontakt-
versuch sollte erfolgen, um die nötige Sachver-
haltsaufklärung einzuleiten. Andernfalls droht der 
Verlust des Kündigungsrechts wegen Ablaufs der 
Zweiwochenfrist nach § 626 Abs. 2 BGB.

während des mehrwöchigen Urlaubs keinerlei Versuch 
unternommen, den Arbeitnehmer zu kontaktieren. Nach 
Auffassung des Gerichts hätte zumindest ein Kontakt-
versuch per Telefon, E-Mail oder Brief erfolgen müssen.

Urlaub schützt nicht vor Kontaktaufnahme
Besonders bemerkenswert ist die klare Aussage des BAG 
zum Thema Erreichbarkeit im Erholungsurlaub. Weder 
das Bundesurlaubsgesetz noch europarechtliche Vor-
schriften begründen ein generelles Verbot, Arbeitnehmer 
während ihres Urlaubs zu kontaktieren. Der Erholungs-
zweck des Urlaubs sei zwar zu berücksichtigen, schließe 
eine kurze – insbesondere begründete – Kontaktaufnah-
me aber nicht grundsätzlich aus.

Dabei betonte der Senat zugleich: Arbeitnehmer sind 
während ihres Urlaubs nicht verpflichtet, erreichbar zu 
sein oder auf eine Anfrage zu reagieren. Entscheidend 
ist jedoch, dass der Arbeitgeber zumindest versucht, die 
erforderliche Anhörung zeitnah durchzuführen. Reagiert 
der Arbeitnehmer nicht oder lehnt er eine Stellungnahme 
unter Hinweis auf seinen Urlaub ab, können darin beson-
dere Umstände liegen, die eine spätere Anhörung recht-
fertigen. Im vorliegenden Fall war der Arbeitgeber jedoch 
vollständig untätig geblieben. Dies genügte nicht, um den 
Beginn der Kündigungsfrist hinauszuschieben. Christian Klein  
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Kündigung wegen Weigerung zu gendern? 
LAG Hamburg setzt klare Grenzen

Das Thema Gendern sorgt seit Jahren für kontroverse 
Debatten – in Politik, Verwaltung und Gesellschaft. Nun 
hat sich auch die Arbeitsgerichtsbarkeit mit einem Fall 
beschäftigt, in dem das Gendern eine zentrale Rolle 
spielte. Das Landesarbeitsgericht (LAG) Hamburg hat-
te zu entscheiden, ob einer Strahlenschutzbeauftragten 
außerordentlich gekündigt werden durfte, weil sie sich 
weigerte, eine Strahlenschutzanweisung vollständig 
zu gendern und weitere inhaltliche Änderungen vor-
zunehmen (LAG Hamburg, Urteil vom 5. Februar 2026 
– 1 SLa 18/25). Das Urteil macht deutlich: Es geht we-
niger um die Frage, ob Gendern sinnvoll oder zulässig 
ist, sondern vor allem darum, wer solche Änderungen 
überhaupt vornehmen muss und welche Weisungen ein 
Arbeitgeber erteilen darf.

Der Fall
Die Klägerin arbeitete als Diplom-Chemikerin bei einer 
Bundesbehörde und war zusätzlich zur Strahlenschutz-
beauftragten bestellt. 2024 sollte die bestehende Strah-
lenschutzanweisung überarbeitet werden. Die Klägerin 
erstellte zunächst einen Entwurf. Anschließend verlang-
ten ihre Vorgesetzten von ihr, den Text durchgehend zu 
gendern und eine Passage über mögliche disziplinari-
sche Maßnahmen bei Verstößen näher zu konkretisie-
ren.

Die Mitarbeiterin setzte diese Vorgaben nicht um. Sie ver-
trat die Auffassung, dass die im Strahlenschutzrecht ver-
wendeten Funktionsbezeichnungen auch in der Anwei-
sung im generischen Maskulinum übernommen werden 
könnten. Vor allem hielt sie sich aber für nicht verpflich-
tet, die Strahlenschutzanweisung inhaltlich zu überarbei-
ten. Die Erstellung entsprechender Texte gehöre nicht zu 
ihren Aufgaben als Strahlenschutzbeauftragte.

Die Behörde wertete ihr Verhalten als beharrliche Miss-
achtung von Weisungen, sprach zwei Abmahnungen 
aus und kündigte schließlich außerordentlich mit Aus-
lauffrist.

Die Entscheidung
Das Landesarbeitsgericht gab der Klägerin Recht und er-
klärte die Kündigung für unwirksam. Bemerkenswert ist 
dabei, dass das Gericht die heftig diskutierte Frage des 
Genderns gerade nicht inhaltlich entschieden hat. Das 
LAG stellte ausdrücklich fest, dass offenbleiben könne, 
ob die Klägerin verpflichtet gewesen wäre, den Text nach 
den Vorgaben der Behörde sprachlich anzupassen. Der 
entscheidende Punkt lag woanders: Die Anweisung der 
Behörde bestand nicht nur aus dem Auftrag zu gendern, 
sondern zugleich aus der Aufforderung, den Inhalt der 
Regelung zu disziplinarischen Maßnahmen zu überarbei-
ten. Diese inhaltliche Änderung sei keine bloß redaktio-
nelle oder sprachliche Korrektur gewesen, sondern eine 
echte fachliche Bearbeitung der Strahlenschutzanwei-
sung.

Nach Auffassung des Gerichts gehören solche Aufgaben 
jedoch nur dann zu den Pflichten einer Strahlenschutz-
beauftragten, wenn sie ihr bei der Bestellung ausdrück-
lich und schriftlich übertragen wurden. Genau das war 
hier nicht geschehen. In den Bestellungsunterlagen 
waren zahlreiche Aufgaben aufgeführt – etwa Überwa-
chungs-, Kontroll- und Dokumentationspflichten –, nicht 
jedoch die Erstellung oder inhaltliche Überarbeitung der 
Strahlenschutzanweisung. Das Gericht betonte, dass 
das Strahlenschutzrecht eine schriftliche Festlegung der 
Aufgaben ausdrücklich verlangt. Fehlt eine solche Fest-
legung, könne die Arbeitgeberseite die betreffende Tätig-
keit nicht nachträglich als Pflicht der Strahlenschutzbe-
auftragten behandeln.

Auch der Versuch der Behörde, die Aufgabe nicht als Tä-
tigkeit der Strahlenschutzbeauftragten, sondern als nor-
male arbeitsvertragliche Aufgabe der Beschäftigten dar-
zustellen, überzeugte das Gericht nicht. Die inhaltliche 
Bearbeitung der Strahlenschutzanweisung im Rahmen 
der der Klägerin zugewiesenen Funktion als Strahlen-
schutzbeauftragte stehe in unmittelbarem Zusammen-
hang mit den gesetzlich geregelten Aufgaben dieser 
Sonderfunktion und die Weigerung der Klägerin könne 

Von Christian Klein und André Spak

https://www.juris.de/static/infodienst/autoren/D_NJRE001641543.htm
https://www.juris.de/static/infodienst/autoren/D_NJRE001641543.htm
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Praxis-Hinweis
Das LAG Hamburg hat keine Grundsatzentschei-
dung für oder gegen die sogenannte geschlech-
tergerechte Sprache getroffen. Die Richter haben 
weder festgestellt, dass Behörden nicht gendern 
dürfen, noch dass Beschäftigte entsprechende 
Vorgaben grundsätzlich ignorieren können. Die ei-
gentliche Botschaft des Urteils lautet: Arbeitgeber 
können Beschäftigten nur solche Aufgaben ver-
bindlich zuweisen, für die eine rechtliche Grund-
lage besteht. Gerade bei gesetzlich geregelten 
Sonderfunktionen – hier der Strahlenschutzbe-
auftragten – kommt es entscheidend darauf an, 
welche Aufgaben schriftlich übertragen wurden. 
Maßgeblich bleibt die juristische Frage, ob über-
haupt eine Pflicht bestand, die verlangte Änderung 
vorzunehmen. Und genau daran scheiterte die 
Kündigung.

deshalb nicht ohne entsprechende schriftliche Aufga-
benübertragung als Pflichtverletzung behandelt werden. 
Da die Klägerin somit keine arbeitsvertragliche Pflicht 
verletzt hatte, fehlte bereits der Grund für die ausgespro-
chenen Abmahnungen. Folglich konnte auch die darauf 
gestützte Kündigung keinen Bestand haben.
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KI-Chatbots: Unternehmen haften
für irreführende KI-Aussagen

Der Einsatz von KI-Chatbots im Kundenkontakt birgt 
nicht nur Chancen, sondern auch erhebliche rechtliche 
Risiken. Mit Urteil vom 12. Mai 2026 – 4 UKl 3/25 – hat 
das Oberlandesgericht (OLG) Hamm entschieden, dass 
Unternehmen für irreführende Aussagen eines auf ihrer 
Website eingesetzten KI-Chatbots wettbewerbsrecht-
lich verantwortlich sind. Besonders bemerkenswert 
sind die Ausführungen des Gerichts zur Zurechnung 
von KI-generierten Aussagen und zur Haftung für so-
genannte „Halluzinationen“ von Chatbots.

Der Fall
Die Beklagte, ein Unternehmen aus dem Bereich der 
ästhetischen Medizin, setzte auf seiner Website einen 
KI-Chatbot ein, über den Interessierte Termine buchen 
und Fragen stellen konnten. Auf Nachfrage bezeichnete 
der Chatbot die beiden Geschäftsführer der Beklagten 
unter anderem als „Fachärzte für plastische und ästheti-
sche Chirurgie“, „Fachärzte für ästhetische Medizin“ und 
„Fachärzte für ästhetische Behandlungen“. Tatsächlich 
verfügten die Ärzte nicht über die entsprechenden Fach-
arztanerkennungen; teilweise existieren die genannten 
Facharztbezeichnungen in Deutschland überhaupt nicht. 
Nachdem die Verbraucherzentrale NRW die Beklagte ab-
gemahnt hatte, wurde der Chatbot zunächst deaktiviert. 
Anschließend implementierte die Beklagte eine Prompt 
Anweisung zur neutralen Antwort bei Fragen mit dem Be-
griff „Facharzt“ sowie einen nachgelagerten Keyword-Fil-
ter. Eine Unterlassungserklärung gab die Beklagte nicht 
ab. Daraufhin erhob die Verbraucherzentrale Klage auf 
Unterlassung der Bezeichnung als Fachärzte bei fehlen-
der Facharztanerkennung und die Anordnung eines Ord-
nungsgeldes bei Zuwiderhandlung.

Die Entscheidung
Das OLG Hamm gab der Klage statt. Die Aussagen des 
Chatbots seien unlautere geschäftliche Handlungen 
nach dem UWG, da sie Verbraucher über die beruflichen 
Qualifikationen der behandelnden Ärzte irreführen und 
dadurch zu Entscheidungen bewegen könnten, die die-
se sonst nicht getroffen hätten. Maßgeblich sei, dass die 
Qualifikation von Ärzten für die Behandlungsentschei-
dung regelmäßig von erheblicher Bedeutung sei. Die un-
zutreffenden Angaben des Chatbots seien der Beklagten 
unmittelbar zuzurechnen. Aufgrund der Möglichkeit der 
nachträglichen Umprogrammierung des Chatbots sah 
es das Gericht als erwiesen an, dass die Beklagte ent-
scheidenden Einfluss auf die Antworten des Chatbots 
nehmen konnte. Der Chatbot sei ein technisches Mittel, 
dessen sich die Beklagte bei der Kommunikation mit Pa-
tienten bediene und das sie hinreichend steuern könne. 
Der Chatbot sei kein „Dritter“, auf dessen Verhalten sich 
das Unternehmen berufen könne. Dies gelte selbst dann, 
wenn der Chatbot ursprünglich mit zutreffenden Infor-
mationen trainiert oder programmiert worden sei. Wer 
einen KI-Chatbot als Kommunikations- und Werbeinstru-
ment einsetze, trage das Risiko fehlerhafter oder „hallu-
zinierter“ Antworten. Das OLG hatte die Grundsätze der 
Störerhaftung nach § 1004 BGB für den Fall als nicht ein-
schlägig angesehen. Dennoch führte es aus, dass auch 
bei ihrer Anwendung die Beklagte verantwortlich wäre, 
weil sie den Chatbot kontrolliere und die Rechtsverlet-
zung bei entsprechender Anwendung der Prüfungs- und 
Sicherungspflichten verhindern konnte.

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der aufgeworfe-
nen Rechtsfragen hat das OLG die Revision zum Bundes-
gerichtshof zugelassen.

Von Agnes Lisowski und Gülyaz Kübra Kutlu

https://nrwe.justiz.nrw.de/olgs/hamm/j2026/4_UKl_3_25_Urteil_20260512.html
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Praxis-Hinweis
Werden Chatbots im Kundenkontakt eingesetzt, 
müssen ihre Ausgaben regelmäßig überwacht 
und kontrolliert werden. Unternehmen können sich 
nicht damit entlasten, dass fehlerhafte Aussagen 
von einer KI generiert wurden. Die Verantwortung 
für irreführende oder rechtswidrige Aussagen ver-
bleibt grundsätzlich beim Unternehmen. Insbeson-
dere bei Aussagen zu Qualifikationen, Produkten, 
Preisen oder rechtlich relevanten Eigenschaften 
empfiehlt sich eine regelmäßige Überprüfung der 
Antworten sowie die Implementierung geeigne-
ter Kontrollmechanismen. Das Urteil verdeutlicht, 
dass Fehler einer KI schnell zu wettbewerbsrecht-
lichen Unterlassungsansprüchen führen können.

Agnes Lisowski 
Rechtsanwältin, Fachanwältin für 
Arbeitsrecht, Zertifizierte Daten-
schutzbeauftragte (GDDcert. EU)

Münster
T +49 251 48261-178 
a.lisowski@solidaris.de

Gülyaz Kübra Kutlu, LL.M.  
Juristin
Datenschutzbeauftragte (TÜVcert.)

Münster
T +49 251 48261-177 
g.kutlu@solidaris.de

Keine DS-GVO-Schonfrist und klare Grenzen 
bei bußgeldmindernden Umständen

Die Bemessung von Datenschutzbußgeldern bleibt ei-
nes der dynamischsten Themen im Datenschutzrecht. 
Mit Beschluss vom 18. Dezember 2025 – 3 ORbs 113/25 
– hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle wichtige Leit-
linien für die gerichtliche Überprüfung und Bemessung 
von Bußgeldern nach Art. 83 DS-GVO herausgearbeitet. 
Besonders bemerkenswert sind die Aussagen des Ge-
richts zur behaupteten „Eingewöhnungsphase“ der DS-
GVO, zur Bedeutung der EDSA-Leitlinien sowie zu den 
Anforderungen an die Berücksichtigung von Reputa-
tionsschäden.

Der Fall
Die Datenschutzbehörde verhängte gegen ein Unterneh-
men wegen datenschutzwidriger Videoüberwachung ein 
Bußgeld in Höhe von mehr als 10 Mio. Euro. Beanstandet 
wurden unter anderem die Überwachung von Beschäftig-
ten, Kunden sowie sonstigen Personen, die überlangen 
Speicherfristen für Videomaterial und die unzureichen-

den technischen sowie organisatorischen Maßnahmen. 
Das betroffene Unternehmen legte Einspruch gegen den 
Bußgeldbescheid ein. Nach dem Einspruch übergab die 
Datenschutzaufsicht das Ordnungswidrigkeitsverfahren 
an die Staatsanwaltschaft. Über die Höhe des Bußgeldes 
verhandelten die Staatsanwaltschaft und das betroffe-
ne Unternehmen vor dem Landgericht (LG) Hannover. 
Dieses reduzierte die Geldbuße auf 700.000 Euro. Dabei 
berücksichtigte es verschiedene mildernde Umstände, 
darunter die Kooperation des Unternehmens, dessen 
Bemühungen um zeitnahe Abhilfe, einen angenomme-
nen Reputationsschaden infolge des Bußgeldverfahrens 
sowie die Überlegung, dass die Verstöße in einer frühen 
Phase nach Inkrafttreten der DS-GVO begangen worden 
seien.

Gegen die Entscheidung des LG legte die Staatsanwalt-
schaft Rechtsbeschwerde ein und forderte eine Geldbu-
ße von mindestens 5 Mio. Euro.

Von Gülyaz Kübra Kutlu und Agnes Lisowski 

https://www.juris.de/static/infodienst/autoren/D_NJRE001647453.htm
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Die Entscheidung
Das OLG Celle gab der Rechtsbeschwerde teilweise statt 
und erhöhte die Geldbuße auf 900.000 Euro. Es bestä-
tigt ausdrücklich, dass die Leitlinien des Europäischen 
Datenschutzausschusses (EDSA) zur Berechnung von 
Bußgeldern keine rechtliche Bindungswirkung für Ge-
richte entfalten. Gleichwohl können sie als sachgerechte 
Orientierungshilfe bei der Ausübung des gerichtlichen Er-
messens herangezogen werden.

Für die Bestimmung des gesetzlichen Bußgeldrahmens 
stellte das OLG klar, dass bei Unternehmen auf den 
weltweiten Jahresumsatz des letzten abgeschlossenen 
Geschäftsjahres vor Erlass des Bußgeldbescheids ab-
zustellen sei. Im entschiedenen Fall war daher das Ge-
schäftsjahr 2019 maßgeblich und nicht das Vorjahr der 
gerichtlichen Entscheidungen.

Das LG hatte angenommen, der deutlich ausgeweite-
te Bußgeldrahmen der DS-GVO habe in den ersten An-
wendungsjahren zurückhaltender ausgeschöpft werden 
sollen. Dieser Argumentation erteilte das OLG eine klare 
Absage. Weder die DS-GVO selbst noch sonstige recht-
liche Grundlagen gäben Anlass zu einer generellen Pri-
vilegierung von Verstößen in den ersten Jahren ihrer An-
wendung. Sobald europäische Datenschutzvorschriften 
anwendbar sind, gelten sie uneingeschränkt. Obwohl das 
OLG nicht ausschloss, dass reputationsbezogene Nach-
teile für Unternehmen durchaus wirtschaftliche Relevanz 
entfalten können, fehlte es im konkreten Fall an belastba-
ren Feststellungen zu den tatsächlichen wirtschaftlichen 
Auswirkungen dieser Nachteile. Zwar lagen Beschwer-
den von Kunden vor, es war aber nicht nachgewiesen, 
dass die Berichterstattung über das Bußgeld zu mess-
baren Umsatzeinbußen oder vergleichbaren wirtschaft-
lichen Nachteilen geführt hatte.

Das OLG stimmte dem LG zu, dass eine konstruktive 
Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsichtsbehör-
de bußgeldmindernd berücksichtigt werden könne. Das 
OLG erkannte ausdrücklich an, dass die Betroffene ko-
operativ mitgewirkt und die festgestellten Mängel zeit-
nah behoben hatte.

Praxis-Hinweis
Mit seinem Beschluss setzt das OLG Celle wich-
tige Akzente für die künftige Bußgeldpraxis nach 
Art. 83 DS-GVO. Die EDSA-Leitlinien bleiben dem-
nach ein anerkanntes Orientierungsinstrument, 
ohne Gerichte rechtlich zu binden. Eine allgemeine 
„Schonfrist“ für neue Datenschutzvorgaben lehnt 
das Gericht ausdrücklich ab. Verstöße können 
daher nicht mit anfänglichen Rechtsunsicherhei-
ten relativiert werden. Gleichzeitig stellt das OLG 
hohe Anforderungen an die Berücksichtigung von 
Reputationsschäden als bußgeldmindernden Fak-
tor. Die Unternehmen können mit Transparenz, Ko-
operation mit der Datenschutzaufsicht und einer 
schnellen Umsetzung von Abhilfemaßnahmen auf 
die Höhe eines Bußgeldes einwirken.
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Verpflichtung zur umfassenden Auskunft 
über Werbeauftritte in sozialen Medien

Der Einsatz personalisierter Werbung in sozialen Me-
dien wirft regelmäßig datenschutzrechtliche Frage-
stellungen auf. Das Verwaltungsgericht Berlin hatte 
darüber zu entscheiden, ob die Berliner Beauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit von der AfD 
umfassende Auskünfte über ihre Werbeaktivitäten im 
Bundestagswahlkampf 2021 verlangen darf. Im Mittel-
punkt der Entscheidung stand die Frage, wie weit die 
Ermittlungsbefugnisse der Datenschutzaufsichtsbe-
hörden reichen (VG Berlin, Urteil vom 11. März 2026 – 
VG 42 K 13/25).

Der Fall
Die AfD schaltete im Bundestagswahlkampf 2021 auf 
der Plattform Facebook einen Wahlwerbespot. Darauf-
hin wandte sich ein Nutzer an die Berliner Beauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit. Er machte 
geltend, dass ihm die Werbung aufgrund bestimmter 
persönlicher Merkmale angezeigt worden sei. Nach sei-
nen Angaben sei die Anzeige gezielt an in Deutschland 
lebende Männer im Alter zwischen 11 und 48 Jahren mit 
Interesse an der FDP gerichtet gewesen. Es bestehe des-
halb der Verdacht, dass für die Platzierung der Werbung 
personenbezogene Daten verarbeitet worden seien.

Die Datenschutzbehörde leitete daraufhin ein Prüfver-
fahren ein. Sie forderte die AfD unter anderem auf, voll-
ständige Auswertungen und Abrechnungen zu der Wer-
beanzeige vorzulegen. Außerdem sollte die AfD mitteilen, 
ob sie im Jahr 2021 weitere Anzeigen in sozialen Medien 
geschaltet hatte und gegebenenfalls Inhalt, Reichweite 
sowie die Merkmale der jeweils angesprochenen Ziel-
gruppen offenlegen. Hinsichtlich der Auswertung und 
Abrechnung kooperierte die AfD mit der Datenschutzbe-
hörde, weitere Auskünfte verweigerte sie.

Die Datenschutzbehörde erließ daraufhin einen Auskunfts-
heranziehungsbescheid unter Androhung eines Zwangs-
geldes. Gegen diesen wehrte sich die AfD und erhob Klage. 

Sie vertrat die Auffassung, die bereits übermittelten Infor-
mationen seien ausreichend gewesen, um die Rechtmäßig-
keit einer etwaigen Datenverarbeitung beurteilen zu kön-
nen. Die darüber hinaus verlangten Angaben stellten eine 
unzulässige und „uferlose Ausforschung“ dar und griffen in 
die durch das Grundgesetz geschützte Parteienfreiheit ein. 
Die Datenschutzbehörde verwies dagegen auf ihre gesetz-
lichen Kontrollaufgaben. Gerade bei datengetriebener und 
individualisierter Wahlwerbung in sozialen Netzwerken 
seien umfassende Informationen erforderlich, um feststel-
len zu können, ob personenbezogene Daten rechtmäßig 
verarbeitet worden seien. Zudem habe sie entsprechende 
Informationen nicht nur von der AfD, sondern von allen in 
Berlin ansässigen Bundestagsparteien angefordert, die im 
Jahr 2021 im Bundestag vertreten gewesen seien.

Die Entscheidung
Das Verwaltungsgericht Berlin wies die Klage ab. Die AfD 
sei nach der Datenschutz-Grundverordnung verpflich-
tet, die angeforderten Auskünfte zu erteilen. Die Daten-
schutzbehörde dürfe Informationen nicht erst dann ver-
langen, wenn bereits ein Datenschutzverstoß feststehe. 
Sie könne vielmehr von Amts wegen ermitteln und Aus-
künfte anlasslos und präventiv einholen, da Eingriffe in 
das Grundrecht auf Datenschutz oft ohne Wissen der Be-
troffenen erfolgen, so dass sich Betroffene nicht selbst 
wehren können.

Auch den Einwand eines Eingriffs in die Parteienfreiheit 
ließ das Gericht nicht gelten. Die Kontrollbefugnisse der 
Datenschutzbehörden seien durch die Datenschutz-
Grundverordnung ausdrücklich vorgesehen. Die ange-
forderten Informationen dienten der Wahrnehmung ge-
setzlicher Aufsichtsaufgaben und seien nicht auf die AfD 
beschränkt gewesen.

Gegen das Urteil kann die Zulassung der Berufung beim 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg beantragt 
werden.

Von Agnes Lisowski und Gülyaz Kübra Kutlu
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Praxis-Hinweis
Die Entscheidung verdeutlicht die weitreichenden 
Untersuchungs- und Kontrollbefugnisse der Da-
tenschutzaufsichtsbehörden. Unternehmen, Ver-
eine, Verbände und auch politische Parteien müs-
sen damit rechnen, umfangreiche Auskünfte über 
ihre Datenverarbeitungsprozesse erteilen zu müs-
sen, selbst wenn ein Datenschutzverstoß noch 
nicht feststeht. Bereits der Verdacht einer daten-
schutzrechtlich relevanten Verarbeitung kann aus-
reichen, um umfassende Informationspflichten 
auszulösen. Insbesondere bei zielgruppenorien-
tierter Werbung in sozialen Medien sollten Verant-
wortliche deshalb nachvollziehbar dokumentieren 
können, welche Zielgruppen angesprochen wur-
den, auf welcher Grundlage die Auswahl erfolgte 
und welche Daten dabei verarbeitet wurden.

Agnes Lisowski 
Rechtsanwältin, Fachanwältin für 
Arbeitsrecht, Zertifizierte Daten-
schutzbeauftragte (GDDcert. EU)

Münster
T +49 251 48261-178 
a.lisowski@solidaris.de

Gülyaz Kübra Kutlu, LL.M.  
Juristin
Datenschutzbeauftragte (TÜVcert.)

Münster
T +49 251 48261-177 
g.kutlu@solidaris.de
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Kontakt/Newsletterverwaltung
Dieser Newsletter ist ein kostenloser Service der Solidaris Rechtsanwaltsge-
sellschaft mbH. Unser zentrales Anliegen ist es, Sie mit aktuellen Informatio-
nen aus dem Bereich des Rechts zu versorgen. Sollte dieser Newsletter für 
Sie jedoch keinen informativen Mehrwert aufweisen, können Sie ihn jederzeit 
unter www.solidaris.de mit sofortiger Wirkung abbestellen. Bitte zögern Sie 
nicht, uns bei Fragen, Anmerkungen, Kritik und Feedback zu kontaktieren. 
Ihr Ansprechpartner: Herr Brendan Kratz, Telefon: 02203 . 8997-228, E-Mail: 
b.kratz@solidaris.de.

Disclaimer
Die Inhalte dieses Newsletters dienen ausschließlich der allgemeinen juristi-
schen Information. Sie stellen keine rechtliche Beratung dar und können eine 
einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen. Durch die Übersendung dieses 
Newsletters wird kein Mandatsverhältnis zwischen Absender und Empfänger 
begründet. Obwohl wir die Inhalte dieses Newsletters nach bestem Wissen 
und Kenntnisstand erstellt haben, können sie wegen ihres rein informativen 
Charakters die aktuellen rechtlichen Entwicklungen nicht vollständig berück-
sichtigen und wiedergeben.
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